DanzigerDampfbo 


N 22. 
Mittwoch, den 27. Januar. 


Das „Danziger Dampfboot“ erſcheint 
täglich Nachmittags 5 Uhr, 
mit Ausnahme der Sonn- und Feſttage. 
Abonnementspreis hier in der Expedition 
Portechaiſengaſſe No. 5. 
wie auswärts bei allen Königl. Poſtanſtalter 
pro Quartal 1 Thlr. — Hieſige auch pro Monat 10 Sgr. 


35 ſter Jahrgang. 


Inſerate, pro Petit- Spaltzeile 1 Sgr., 
werden bis Mittags 12 Uhr angenommen. 
Inſerate nehmen für uns außerhalb an: 
In Berlin: Retemeyer'sCentr.⸗Ztas.⸗ u. Ann one.⸗Bür eau. 
In Leipzig: Illgen & Fort. H. Engler's Annonc.⸗Büreau. 
In Breslau: Louis Stangen's Annoncen⸗Büreau. 
In Hamburg-Altona, Frankf. a. M. Haaſenſtein & Vogler. 


Telegraphiſche Depeſchen. 
Dresden, Dienſtag, 26. Januar. 
Das „Dresdner Journal“ dementirt die von der 
Wiener „Preſſe“ gebrachte Nachricht bezüglich eines 
von dem Herrn v. Beuſt in der ſchleswig-holſteinſchen 
Sache vorgeſchlagenen Kompromiſſes. Herr v. Beuſt 
habe weder dieſen noch irgend einen andern Kompromiß 
vorgeſchlagen. 
München, Dienſtag 26. Januar. 
Der König hat heute Nachmittag die Mitglieder der 
ſchleswig - holſteiniſchen Landes⸗Deputation in beſonde⸗ 
rer Audienz empfangen, und die Adreſſe der Deputa⸗ 
tion entgegengenommen. 
Lübeck, Montag 25. Januar. 
Die Quartiermacher des Brandenburgiſchen Küraſſier⸗ 
Regiments Schwaltau ſind aus dem oldenburgiſchen 
Herzogthum Lübeck zurückgewieſen, zwei Compagnien 
des 64. Regiments ſind zur Unterſtützung aus⸗ 
gerückt. 
Kiel, Dienſtag 26. Januar. 
Von unterrichteter Seite wird mitgetheilt, daß die 
Bundescommiſſäre die holſteiniſchen Stäude einberu⸗ 
fen wollen. 
Wien, Dienſtag, 26. Januar. 
Die heutige Generalcorreſpondenz theilt mit, der dä⸗ 
niſche Geſandte, Generalmajor v. Bülow, ſei aus 
Wien abgerufen und habe geſtern dem Miniſter Graf 
v. Rechberg ſein Abberufungsſchreiben überreicht; 
Legations⸗Sekretär Bille werde vorläufig in Wien 
verbleiben. 

— Der Finanz⸗Ausſchuß des Abgeordnetenhauſes 
hat beſchloſſen, für die Bundesexekution ſtatt der 
geforderten 10 Millionen nur den Matrikularbeitrag, 
nämlich 5 ½ Millionen zu bewilligen. Ebenſo hat 
der Finanzausſchuß die von Dr. Herbſt beantragte 

eſolution angenommen. Das Haus vermag das 
Vorgehen der Regierung bezüglich der Okkupation 
Schleswigs nicht als den wahren Intereſſen ent. 
ſprechend und den allgemeinen Frieden ſichernd anzu⸗ 
erkennen und lehnt daher jede Verantwortlichkeit für 
die Folgen dieſes Schrittes ab. 


Landtag. 
Herrenhaus. 
10. Sitzung, Sonnabend, 23. Januar, 

Der Präfivent Graf Eberhard zu Stolberg 
eröffnete die Sitzung mit einigen geſchäftlichen Mitthei 
lungen, Die Kommiſſion für die erwarteten Eiſenbahn⸗ 

orlagen, die in der letzten Sitzung gewählt worden, 
bat ſich konſtituirt. Vorſitzender iſt Hr. v. Rabe 
Stadtrat Arand (Vertreter der Stadt Nordhauſen) 

ſt in das Haus eingeirreten. 

Mehrere Mitglieder des Herrenhauſes haben durch 
Prof. Drake eine Marmorbüſte Stahl's anfertigen laſſen 
und dem Hauſe überreicht. Der Präſident theilt dies 
mit einigen Worten der Erinnerung an Stahl mit und 
zeigt an, daß die Büſte vorläufig im Sitzungsſaale, zur 
Linken des Präſidentenſitzes, entſprechend der Büſte des 

ürſten Pleß, vor den Miniſterplätzen, aufgeſtellt ſei. — 
dunächt erfolgt nach dem Eintritt in die Tagesordnung 

ie nochmalige Abstimmung über die Verordnung, be» 
treffend den Zuſammenſtoß von Seeſchiffen auf offener 
ee, und das hierzu in erſter Abſtimmung bereits an» 
enommene Amendement v. Zander. Das Geſetz wird 
n Uebereinſtimmung mit dem Abgeordnetenhauſe ange- 
Lommen, — Es folgten Petitionsberichte. Nach Er⸗ 
edizung derſelben iſt der dritte Gegenſtand der Bericht 
bal Budget⸗Kommiſſion zur Prüfung des Staatshaus⸗ 
alts-Etats für 1864. Aus dem gedruckten Bericht iſt 
algendes bervorzuheben: Da bekanntlich dem Herren» 
— vom Präſidenten des Abgeordnetenhauſes der Etat 
— der Form, wie er aus den Beſchlüſſen des Ab⸗ 
ort netenhauſes hervorgegangen, ohne die Regierungs- 
= zugeſtanden ift, fo hat die Kommiſſion von der 


— 


Staatsregierung die authentiſche Mittheilung der Re⸗ 
gierungs-Vorlage erbeten und auch erhalten. Die Kom⸗ 
miſſien ſpricht ſich u. A. gegen die vom andern Haufe 
beſchloſſene Streichung des für allgemeine politiſche Zwecke 
ausgeworfenen Dispoſitionsfonds von 31,000 Thlr. aus, 
hält dafür, daß, wie dieſe Abſetzung, ſo auch die des mit 
6000 Thlr. aufgeführten Gehalts eines Militairbevollmäch— 
tigten in St. Petersburg bei Beſchlußfaſſung über den 
Etat ins Gewicht fallen müſſe, und empfiehlt, wenn auch 
nur 8 gegen 7 Stimmen, den Beſchluß: die Staats- 
regierung zu erſuchen, künftig den Abgeordneten Diäten 
und Reiſekoſten bis zur N efektinnen Erledigung dieſer 
Frage nicht zu zahlen. Das Abgeordnetenhaus hatte 
ferner 800,000 Thlr. in einem Titel für unvorhergeſehene 
Ausgaben zwar bewilligt, aber beſchloſſen, daß dieſe 
Summe am Schluſſe der außerordentlichen Ausgaben 
als ein beſonderes Kapitel und unter einer beſonderen 
Ueberſchrift angeführt werde. Die Kommiſſion hat hierin 
einen ungerechtfertigten Eingriff der Abgeordneten in 
die Exekutive der Regierung erblickt, weshalb jener Be 
ſchluß keine Gültigkeit erhalten könne. In derſelben 
Weiſe werden auch andere Abſetzungen für ungerecht 
fertigt erklärt. Völlig unannehmbar aber mache den 
Etat nach den Beſchlüſſen des Abgeordnetenhauſes die 
gänzliche Umwerfung des Milttairs⸗Etats. Da deshalb 
der Etat des Abgeordnetenhanſes durchaus verwerflich 
ſei, einen Entwurf aber die Regierung haben müſſe, ſo 
müſſe man ihr auch den von ihr ſelbſt vorgelegten Ent⸗ 
wurf genehmigen. Würde dies beſchloſſen, ſo könnten 
die Verhandlungen fortgeſetzt werden, und bei einiger 
Bereitwilligkeit könne ein übereinſtimmender Beſchluß 
beider Häuſer mit der Regierung herbeigeführt werden. 
Der Finanzminiſter hat auf mehrſeitige Anfragen aner- 
kannt, daß für die Regierung es von hohem Intereſſe 
ſei, wenn das Herrenhaus nicht etwa nur negativ, ſondern 
auch poſitiv über den Saatshaushalts-Etat ſich erkläre, 
daß er aber über die zu wählende Form ſich jeder Aeuße⸗ 
rung enthalte, und er nur andeuten wolle, wie ſolcher 
Formen ſich gewiß mehrere würden finden laſſen. Das 
Reſultat der Kommiſſionsverhandlungen war der Be⸗ 
ſchluß: Das Haus wolle a) den Beſchlüſſen des Abge⸗ 
ordnetenhauſes betreffend den Staatshaushalts⸗Etat im 
Ganzen die Zuſtimmung verſagen und b) die Regierungs- 
vorlage im Ganzen annebmen. Jener Beſchluß wurde 
mit 13 gegen 1, dieſer mit 12 gegen 2 Stimmen ange⸗ 
nommen. — Zu dieſen Anträgen haben die Herren v. 
Brünneck, Haſſelbach und Graf Vork einen Verbeſſerungs⸗ 
antrag eingebracht. 

Referent v. Meding vertheidigt die beiden Kom⸗ 
miſſionsanträge, indem er ſich auf die vorjährigen in 
dieſer Angelegenheit vollſtändig geführten Deduktionen 
beruft; der Brünneck'ſche Antrag ſei unzweckmäßig. 

Herr v. Zander: Er befinde ſich auf demſelben 
Standpunkte wie im vorigen Jahre. Er jet namentlich 
gegen den Verſuch einer Verſtändigung mit dem andern 
Haufe, weil er keinen günſtigen Erfolg erwarte, und er 
hierin eine Verzögerung der Frage ſehe, die nur dem 
andern Hauſe angenehm ſein würde. 

Hr. Dr. Götze: Die Beſchlüſſe des anderen Hauſes 
über den Kriegsetat machen einen Beitritt zu dem ganzen 
Etat unmöglich. Es würde ſich alſo p hieraus ergeben, 
daß kein Budget zu Stande kommen, und er meine, daß 
dies weder ein Unglück noch gegen die Verfaſſung ſei. 

Hr. Haſſelbach; Er betheiligte ſich nur ungern 
an der Debatte, weil er ſich einerſeits im entſchiedenen 


Widerſpruch zu der Majorität des anderen Hauſes befinde, 


aber ebenſo entſchieden ſich entfernt fühle von der Mar 
jorität dieſes Hauſes. Er gebe zu, daß der Etat des 
Abgeordnetenhauſes unannehmbar ſei; er gebe auch zu, 
daß es für die Regierung unmöglich ſeti, mit einem Haufe 
zu regieren, welches ſelbſt bei Beſetzung der Stelle eines 
Regierungsraths drein reden wolle. Die Armee⸗Reorga⸗ 
nifation, dies gebe er ebenfalls zu, könne nicht rückzängig 
gemacht werden, am wenigſten in dieſem Moment. Er 
ſtehe auch nicht an, es offen zu beklagen, daß die Fort ⸗ 
ſchrittspartei im Abgeordnetenhauſe darauf ausgehe, die 
Macht des Königthums zu brechen. Das Königthum 
habe viel feſtere Wurzel im Volke, als jene Partei glaube, 
und werde ſtark genug ſein, dieſe vielmehr zu brechen. 
(Die bisherigen Ausführungen des Herrn Haſſelbach werden 
von der Majorität mit fortwährendem Beifall begleitet.) 
Er habe ſoweit hier Zuſtimmung zu finden erwartet, 
werde aber hierauf verzichten müſſen, wenn er zu ſeinem 
Schlußvotum kommt. In dieſer Beziehung frage es 


ſich, ob man mit oder ohne Verfaſſung beſtehen wolle, 
und da entſcheide er ſich für die Berfafjung und insbe⸗ 
fondere gegen den verfaſſungswidrigen zweiten Commiſ⸗ 
ſions⸗Antrag. Dieſer ſei ganz unzuläſſig, weil überhaupt 
nur der Beſchluß des anderen Hauſes dieſem Haufe recht- 
lich vorliege, weil eine Anerkennung der Vorlage durch 
dieſes Haus ungeſetzlich ſei. Er halte s vu dgetloſe 
Regiment für verfaſſungswidrig und ür ſehr ver» 
derblich, weil dann zu wenig ausgeg wür de, viele 
nothwendige Ausgaben unterbleiben müßten. 

Hr. v. Zander, wenn er ſich für die Budgetver⸗ 
weigerung erkläre, unterſcheide er ſich nur durch die Mo⸗ 
tive von dem Abg. Jacoby und treibe das Land ebenfalls 
zur Steuerverweigerung. Zur Löſung des Conflikts gebe 
es zwei Mittel: außerhalb und innerhalb der Verfaſſung. 
Er erkläre ſich für die letztere Alternative und gegen die 
Löſung durch Staatsſtreich. Die Regierung habe die 
Pflicht, den Conflikt zu löſen und ein ſolcher Verſuch 
könne es nicht genannt werden, wenn fie der Landesver⸗ 
tretung die Aufhebung des Art. 99 der Verfaſſung zu⸗ 
muthe, wenn fie aus beſchließenden Kammern berathende 
machen wolle. Die Regierung habe auch die Pflicht, ein 
Budget zu vereinbaren. 

Der Finanzminiſter: Er ſtimme dem Vor⸗ 
redner bei, wenn er den budgetloſen Zuſtand für bedaner⸗ 
lich halte; es komme nur auf die Mittel und Wege an, 
wie derſelbe vermieden werden könne. In dieſer Be⸗ 
ziehung ſei es ihm unbegreiflich, wie der Regierung die 
Verpflichtung obliegen könne, ein Budget herbeizuführen, 
da die Löſung dieſer Aufgabe nicht allein in der Hand 
der Regierung liege, es vielmehr hierzu der Zuſtimmung 
beider Häuſer bedürfe. 

Graf Rittberg: Die Staatsreglerung ſei aller- 
dings nicht berechtigt geweſen, die Militär-Neorganifation 
im Ordinarium des Etats aufzuführen, ehe dieſelbe de⸗ 
finitiv gefeglich geregelt war. . Aber das Abgeordneten 
haus theilte die Schuld mit der Regierung durch die 
zweimalige Bewilligung der Reorganiſationskoſten. 

Hr. Baumſtark: Er würde im Abgeordneten- 
hauſe in die meiſten dort beſchloſſenen Abſetzungen nicht 
gewilligt haben, auch nicht in die Abſetzung der Neorga- 
niſationskoſten. Die Heeres ⸗Reorganiſation entſpreche 
ihrem Urſprunge und der Haupttendenz nach dem Be. 
dürfniſſe des Landes und der Zeit. Es ſei aber jetzt die 
Zeit der großen Konflikte, und da frage es ſich, ob die 
Bedenken, die mau bisher gehabt, noch am Orte ſeien. 
Er halte dafür, daß der eingebrachte Verbeſſerungsantrag 
der allein richtige Weg ſei, um aus den Konflikt zu 
kommen. Er acceptire das Zugeſtändniß des Finanz⸗ 
miniſters, daß dieſes Haus den Etat nur annehmen oder 
ablehnen dürfe, und zwar in der Geſtalt, wie er aus 
dem Abg.⸗Hauſe hierher gelange. Es ſei aber nicht rich ⸗ 
tig, wenn der Finanzminiſter behaupte, durch Annahme 
des Etats des Abgeordnetenhauſes billige man auch die 
dort vorgenommenen Abſetzungen. Dies ſei nicht die 
Anſicht der Amendementſteller; dieſelben nehmen vielmehr, 
trotzdem ſie die bend mißbilligen, den Etat an, 
weil fie ſich hierzu rechtlich und ſinlich für verpflichtet 
halten, rechtlich durch die 1 5 ſittlich, weil der 
Schaden der Abſetzung minder groß ſei, als die Ableh⸗ 
nung des ganzen Etats. 

Herr v. Kleiſt⸗Retzow: Ich habe mich über 
manche antidemokratiſche Aeußerung des Hrn. Haſſelbach 
gefreut, bin aber zugleich über den Widerſpruch zwiſchen 
ſeinen Worten und Thaten ſchmerzlich berührt. Er hat 
monarchiſch angefangen und damit geſchloſſen, die Re⸗ 
gierung ſolle nachgeben. Wir ſehen auch nicht fo troſt⸗ 
los in die Zukunft, wie er, denn wir haben Glauben an 
die Sache die wir vertreten, und ſind daher freudig 
geſtimmt. 

Hr. Profeſſor Schubert: Ich ſchließe mich dem 
Antrage der Herren Baumſtark und Haſſelbach an, weil 
er geeignet iſt, die Vermittlung mit dem andern Hauſe 
herbeizuführen. 

Graf Arnim- Boitzenburg kritiſirt ſehr aus⸗ 
führlich das Verfahren des Präſidenten des Abgeord⸗ 
netenhauſes, welcher die Beſchlüſſe jenes Hauſes ein⸗ 
fach hierher habe gelangen laſſen, ohne mitzutheilen, 
auf welche Weiſe dieſe Beſchlüſſe zu Stande gekommen 
ſeien. Das Haus wäre berechtigt geweſen, über dieſe 
Notification einfach zur Tagesordnun berzugeben: 
die Commiſſion habe dies aber nicht ortet, viel · 
mehr die gehörige Regelung der Bubdgetbegatbung durch 
Verbindung mit der Staatsregierung ermöglicht, nur um 


7 
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dem andern Haufe zu zeigen, wie es von jeder Animofl- 
tät gegen bafjelbe fern ſei. Der Abgeorbneten-Gtat ſei 
zweifellos unannehmbar auch für die Amendementſteller 
ſelbſt. Der Finanzminiſter ſtelle eine motivirte Budget- 
Ablehnung als möglich hin, aber eine Budgetverwerfung 
bleibe es doch immer, und jede Budgetperwerfung ſei 
ein rebolutionärer Schritt, den das Herrenhaus nicht 
thun dürfe. Einem von Regierung und Abgeordneten⸗ 
haus acceptirten Budget würde das Herrenhaus ſich nicht 
entgegenſtellen dürfen; hier aber, wo das Abgeordneten⸗ 
haus der Regierung durch ſein Budgetrecht das Regieren 
unmöglich machen wolle, dürfe man jenem Hauſe nicht 
zuftimmen. Schließlich kommt der Redner auf den Satz: 
„Recht geht vor Macht“ zu ſprechen und ſetzt demſelben 


entgegen: dem Mißbrauch des Rechts habe die Macht 
ent 5 treten. 
f * 25 Diskuſſion wird angenommen. 
der Spezialdiskuſſion wird der Antrag der 


mmiſſion, künftighin die Diäten und Reiſekoſten 
der Abgeordneten bis zur geſetzlichen Erledigung dieſer 
Frage nicht zu zahlen, von Graf Gröben, Kleiſt⸗Retzow, 
Dr. Götze warm befürwortet, von den Herren v. Senfft ⸗ 
Pilſach, v. Bernuth und Graf Arnim als verfaſſungs - 
widrig, von Hrn. v. Zander aber aus Anſtandsrückſichten 
bekämpft und darauf mit ſchwacher Majorität abgelehnt. 

Darauf wird die Ablehnung des Etats des anderen 
Hauſes mit großer Majorität beſchloſſen. 

Die Herſtellung des Regierungs⸗Etats wird bei 
namentlicher Abſtimmung mit 58 gegen 17 Stimmen 
beſchloſſen. 

Schluß der Sitzung. Nächſte Sitzung wahrſcheinlich 
Montag. 


Haus der Abgeordneten. 


31. Sitzung, Sonnabend 23. Januar. 

Der Präſident eröffnet die Sitzung mit geſchäft 
lichen Mittheilungen. Es ſind abermals Adreſſen in 
Betreff Schleswig Holſteins eingegangen. — Demnächſt 
theilt der Präſident ein Schreiben des Miniſters des 
Innern, betreffend; die vom Hauſe beanſtandete Wahl 
im Kreiſe Jüterbogk Luckenwalde mit, woraus hervor, 
gebt, daß der Miniſter in Folge wiederholter Anfrage 
des Präſidenten Beſchleunigung der Sache angeordnet 
babe, diefelbe bis jetzt aber noch nicht erledigt ſe. — 
Hinſichtlich der heutigen Tagesordnung hat der Kriegs- 
und Marineminiſter dem Präfidenten das nachſtehende 
Schreiben überfendet: 

„Aus der mir fo eben, Abends 10 uhr, zugegan- 
genen Tagesordnung für morgen erſehe ich, daß ſelbige 
mit der Berathung über den Geſetzentwurf; „Ueber die 
Verpflichtung zum Kriegedienſt“ beginnen ſoll. Ander⸗ 
weitige dringende Dienſtgeſchäfte, deren Ausſetzung nicht 
von mir allein abhängt, geſtatten mir nicht, vor einer 
ſehr ſpäten Stunde im Hauſe zu erſcheinen; dies 
wird kaum vor 2 Uhr möglich ſein. Da ich in⸗ 
deß wohl annehmen darf, daß meine Anweſenheit 
bei der fraglichen Berathung ebenſo ſehr im In⸗ 
tereſſe der Landesvertretung als in dem der Regie⸗ 
rung liegen möchte: fo richte ich an Ew. Hodwohl- 
geboren das ergebene Erſuchen, die betreffende Nummer 
von der Tagesordnung für morgen wenn nicht zu ent- 
fernen, fo doch zu einer möglichſt ſpäteren Stunde ge» 
neigteſt gelangen laſſen zu wollen, und mich von dem 
hiernach Verfügten gefälligſt in Kenntniß zu ſetzen. 
Berlin, 22. Januar 1864. Abends 11 Uhr.“ 

Der Präſident erklärt, daß er in Folge dieſes Schrei ⸗ 
bens dem Hrn. Krlegsminiſter mitgetheilt, daß er die 
außerdem auf der Tagesordnung ſtehenden Gegenſtände 
zuerſt zur Distuſſton bringen und dem Haufe. anheim 
ſtellen werde, nach Beendigung derſelben ſich bis 1 Uhr 
zu vertagen, um alsdann den betr. Geſeßentwurf in 
Berathung zu nehmen; eine gleiche Anzeige iſt dem 
Staatsminiſtertum, dem Finanzminiſter und den Bericht 
erſtattern gemacht worden. Er 
Haufe anheim, 
abzufegen, oder nur bis 1 Uhr zu vertagen ſei und ob 
ſofort in die Berathung über die folgenden Gegenſtände 
eingetreten werden ſolle. Meine Herren, fährt der 
Präfident fort, was dieſen Geſetzentwurf über die Ver⸗ 
pflichtung zum Krlegsdienſte betrifft, fo bin ich der 
Meinung, daß derſelbe, nachdem er uns drei Jahre Hin- 
durch beſchäftigt hat, endlich wirklich erledigt werden 
müſſe. Dieſer Geſetzentwurf if das Alpha und Omega 
unſeres Verfaſſungs⸗ Konflikte, und ich meine, das Haus 
muß endlich einen Ausſpruch in dieſer Sache thun. Der 
vorliegende Bericht iſt der Art, daß ex in den Händen 
jedes Urmwählers fein ſollte, damit Jedermann ſehen 
könne, auf welche Weiſe dieſe Angelegenheit und wahrlich 
nicht zum Nachtheile des Abgeordnetenhauſes verzögert 
und zu ſolchen Dimenſtonen angewachſen iſt. Heute 


ſteht der Gegenſtand auf der Tagesordnung, und wir 


wiſſen nicht, wie lange wir noch beiſammen ſein werden, 
um ihn noch beratzen zu können. Es hat ſich feit 
einigen Jahren die Sache geltend gemacht, den Präſi⸗ 
denten dieſes Hauſes nicht vorher davon in Kenntniß 
a stem wenn eine Vertagung, Schließung oder 
ü er diefes Hauſes ſtaufinden ſoll. (Hört! hört!) 
Daß der Herr Kriegsminiſter perſönlich anweſend ſein 
will, ift ein ganz gerechtfertigtes Verlangen, und ich 
ſchlage deshalb Vertagung bis 1 uhr vor, wenn bis 
dahin die beiden anderen Gegenſtände erledigt fein 
ſollten. — Nach einer längeren Debatte beſchließt das 
Haus, Nr. 1. der Tagesordnung bis 1 Uhr zu vertagen, 
und ſofort in die Berathung der Nr. 2 und 3 einzu 
treten. In Bezug auf die ſpäte Eröffnung der heutigen 
Sitzung bemerkt der Präfident, daß er fo lange ge⸗ 
zögert habe, well kein Regierungskommiſſar anweſend 
jet und ihm die Anweſenheit derſelben doch wünſchens⸗ 
werth etſcheine. % 
Das Haus tritt nunmehr in bie Berathung über 
den Kommiſſionebericht in Betreff der Bemerkungen der 
Oberrechnungskammer zu den allgemeinen Rechnungen 
der Jahre 1859, 1860 und 1861 ein. Bald nach Er⸗ 


ſtelle nunmehr dem, 
ob No. 1. der Tagesordnung für heut 


öffnung der Verhandlung treten die Regierungskommiſſare 
Geh. Rath Hegel und Finanzrath Mölle ein. 


Der Referent, Abg. Birch ow, begründet in Kürze 


dieſen Antrag. Er weiſt darauf hin, daß die Zuſage 
der Regierung, es werde ein Geſetzentwurf über die 
Einrichtung und die Befugniſſe der Ober Rechnungs- 
kammer vorgelegt werden, noch immer nicht erfüllt bei. 
Inzwiſchen ſei die Landes⸗Vertretung auch vor Exlaß 
eines ſolchen Geſetzes berechtigt, 
der Ober⸗Rechnungskammer zu der allgemeinen Rechnung 
zu fordern, ja, ſie ſei ohne die Vorlegung derſelben nicht 
befugt, die Entlaſtung der Staatsregierung auszuſprechen. 
In Uebereinſtimmung mit dem Referenten äußern ſich 


ſämmtliche Bemerkungen 


die Abgeordneten Michaelis und Reichenheim, dagegen 


halten die Abgeordneten v. Benda und Oſterrath dafür, 


daß vor dem Erlaß eines Geſetzes -über die Einrichtung 
und Befugniſſe der Oberrechnungskammer ein Antrag 
wie der vorliegende unpraktiſch und nutzlos ſei. Es 
wäre daher beſſer, auf das leider erfolglos ſchon ſo oft 
geäußerte Verlangen der Vorlegung eines Geſetzes über 
die Oberrechnungskammer zurückzugehen und den vor 
liegenden Antrag fallen zu laſſen. 

Der Regierungs⸗Kommiſſar erklärt ſich gegen deu 
Kommiſſions⸗Antrag. Es ſei jetzt gar nicht mehr aus⸗ 
führbar, daß die Oberrechnungskammer eine Prüfung 
der Rechnungen von 1859 und 1860 in der verlangten 
Art vornehme, da, nachdem die Prüfung zu Ende ge- 
führt worden, die Belege an die Behörden zurück 
gegangen ſeien. 

Nachdem der Abg. Reichenheim nochmals für den 
Kommiffionsantrag das Wort genommen, wird auf den 
Schluß der Verhandlung angetragen und derſelbe 
angenommen. 

Der Referent, Abg. Virchow, rechtfertigt noch einmal 
den Kommiſſionsantrag, welcher ſodaun mit großer 
Majorität angenommen wird. 

Das Haus tritt in die Beratbung des dritten Ge⸗ 
genſtandes der Tagesordnung ein: Vorbericht der Kom⸗ 
miſſion zur Prüfung des Staatshaushalts-Etats über 
die Rechnung der Rendantur des Staatsſchatzes pro 1860 
und 1861. Die Kommiſſion beantragt: „Das Haus der 
Abgeordneten wolle beſchließen: die Königliche Staats⸗ 
regierung auf Grund des Art. 99. der Verfaſſung aufzu⸗ 
fordern, bei Vorlegung des Staatshaushalts-⸗Etats vom 
Jahre 1865 ab den Voranſchlag für die Rendantur des 
Staatsſchatzes in den betreffenden Etats erſichtlich zu 
machen.“ — Der Regierungs⸗Kommiſſar bekämpft den An- 
trag. Ein Vor-Anſchlag, wie die Kommiſſion ihn voraus⸗ 
fee, exiſtire nicht, ſondern es gebe da nur eine Autorifation, 
eine Anweiſung für die Einnahmen und Ausgaben, welche 
in den Rechnungen vorgetragen werden; ſämmtliche Ein⸗ 
nahmen des Staatsſchatzes fielen übrigens außerhalb 
des Staatshaushalts - Etats, da man nie vorauswiſſen 
önne, was aus den einzelnen Departements dem Scha tze 
zufließen werde. 

Abg. Virchow will aus dieſen Erklärungen 
konſtatiren, daß, was früher, ſelbſt auf Grund König- 
licher Verfügungen, als unzweifelhaftes Recht des Hauſes 
gegolten, nunmehr, in Hrn. v. Bismarcks Namen, dem- 
ſelben in Abrede geſtellt werde: „es habe mit den 
Spezialetats der Nachweiſungen nichts zu thun“, — 
während die Kgl. Verfügung von 1863 noch anerkenne, 
daß alle Etats auch Gegenſtand der Prüfung des Hauſes 
ſein können, bei den Rechnungen ebenſowohl, wie ſchon 
vorher bei dem Budget. Hier zum erſten Male erkläre 
die Regierung, von einer Finanz Controlle ſtehe nichts 
in der Verfaſſung. Es ſei dies ein Zeichen, wie nun⸗ 
mehr auch in der Finanzverwaltung jene über alle ver ⸗ 
faſſungsmäßigen Rechte hinausgehende Interpretations - 
Kunſt Platz gegriffen habe. 

Schließlich wird der Kommiſſtonsantrag mit bedeuten“ 
der Majorität angenommen. 

Der nächſte Antrag der Kommiſſion lautet: „Das 
Haus der Abgeordneten wolle beſchließen, 1) die Königl. 
Staatsregierung aufzufordern, für die Prüfung der 


Rechnungen der Rendantur des Staatsſchatzes pro 1860 


und 18617 eine ſpezielle Nachweiſung der ultimo 1861 
verbliebenen Aetivforderungen der Budgeikommiſſton 
des Hauſes vorzulegen; 2) bis zur. Vorlegung der 
ad 1 erforderten Nachweiſung die Ertheilung der Ent- 
laſtung rückſichtlich der allgemeinen Rechnungen über den 
Staatshaushaltetat für die Jahre 1860 und 1861 vorzu⸗ 
enthalten.“ 

Der Reglerungs⸗Kommiſſar Hegel bemerkt dazu, 


die Regierung bedaure, daß die Kommiſſion auf ihr 


Anerbieten, den beiden Referenten vertrauliche Einſicht⸗ 
in die Aktiv⸗Forderungen ꝛc. des Staatsſchatzes zu geben, 
nicht eingegangen ſei. 

Obgleich noch kein Mtniſter und kein Regierungs- 
Commiſſar erſchienen iſt, tritt das Haus in die Berathung 
des Geſetzentwurfs über die Dee 
Dienſte. Es wird zunächſt die Generaldiscuſſton eröffnet. 
Der Berichterſtatter Abg. Dr. Gneiſt verzichtet auf 
das Wort. 

Abg. Wantrup: In einer der vorigen Sitzungen 
iſt von der andern Seite ausgeſprochen worden: Wir 
lieben die Armee! Dieſer Ausdruck hat uns Vergnügen 
gemacht, und wenn wir auch nicht die Lieferung von Socken 


als vollgiltigen Beweis betrachten, fo acceptiren wir doch 


gerg dieſe Liebe. Aber man kann die Armee auf verſchle⸗ 
dene Weiſe lieben: der König liebt fie wie ein Vater den 
Sohn, das Volk wie ein Bruder den Bruder, wie dle 
Schweſter den Bruder (allgemeine Heiterkeit); man kann 
ſie aber auch lieben wie der Verführer die Jungfrau. 
(Große, mehrere Minuten anhaltende Heiterkeit) Ich 
wiederhole, mancher liebt die Armee wie der Jüngling 
das Mädchen, das er verführen will (Gelächter) So 
wird fie von Denen geliebt, welche das Heer zu ein em 
Parlamentsheer machen wollen. Meine Stellung zu 
dieſer Frage iſt bekannt; ich glaube nicht, daß die Lan⸗ 
desvertretung den Einfluß auf die Armee haben darf, 
den ſie verlangt. Der König iſt der oberſte Kriegsherr 


und als ſolcher iſt ſeine Stellung eine andere, als in 


andern Fragen. Die Bezeichnung Kriegs herr ift keine 


neue, ſondern ſchon Friedrich II. habe ſie als Kronprinz 
gebraucht. Die Armee-Reorganifation geht vom Könige 
als Kriegsherrn aus, und fie iſt keine Neuerung, ſondern 
nur einer Wiederherſtellung des alten Geſetzes. Der 
Redner geht darauf auf eine Vergleichung der jetzigen 


Armeeverhältniſſe und der Koſten zu den früheren über, 


ohne dabei irgend etwas Neues vorzubringen; ebenſo 
enthalten ſeine Ausführungen in Bezug auf die Dienftzeit 
nichts von Intereſſe, er iſt der Anſicht, daß die Stellver- 
tretung vielleicht einzuführen ſei. Die dei der jetzigen 
Mobilmochung vorgekommenen Verwendungen von Land⸗ 
wehr Offizieren bei der Reſerve ſeien ſchon früher vor⸗ 
gekommen. Die liberale Partei wolle nur die Armee 
ruiniren, weil ſie den Thron ſchütze; aber wie früher 
die National verſammlung an ihrem Antrage zu Geunde 
gegangen ſei (Stein'ſchrr Antrag), ſo werde dies auch 
diesmal geſchehen. Der Redner ſchildert darauf, um die 
Vortheile der Reorganſſation zu zeigen, die Unbequem» 
lichkeiten früherer Mebilmahungen und ſucht zu ent 
wickeln, daß eine Agitation auf die Soldaten nicht wirke, 
der Soldat bleibe Soldat und werde nie begreifen, daß 
man ein liberaler Beamter und zugleich ein Demokrat 
fein könne (Heiterkeit.) Der Soldat halte an feiner mili- 
täriſchen Ehre feſt. Die Reorganiſation ſei nicht gegen 
die Verfaſſung, und wenn ſie es auch wäre, der König 
iſt nicht erſt durch die Verfaſſung König geworden, und 
er und feine Partei werde ſtets die Armee zur Stüße 
haben. Es iſt gefährlich, die Armee anzugreifen. 

Der Kriegsminiſter v. Roon iſt eingetreten. 

Abg. Stavenhagen: Der Vorredner ſcheine mehr in 
der ars amandi [Kunſt zu lieben] bewandert, als in der 
Militärfrage. (Große Heiterkeit.) Die Regierungs vorlage 
ſtehe ganz auf dem Standpunkte von 1860, vonKonzeſſionen 
bringe ſie nichts. Dem auch vom Vorredner wieder 
citirten Verſe des Kriegsminiſters („Noch ſteht ſein. 
Thron“ u. ſ. w.) ſtelle er das Lied entgegen: „Nicht 
Roß, nicht Reiſige ſichern die ſteile Höh'“ (Beifall). 
— Redner beleuchtet dann das Vorgehen der Regierung 
ohne geſetzliche Regelung gegen die Beſchlüſſe des Hauſes 
und nach dieſem Vorgehen der Regierung mache nun dem 
Hauſe ſein Nein zum Verbrechen (Beifall). 

Abg. Graf Wartens leben beſteigt die Tribüne, 
während er fonft vom Platze ſpricht: So könne er ſeinen 
Gegnern beſſer in's Auge ſchauen; hinter ſich habe er 
den gegneriſchen Präſidenten, den Jupiter, tonans, mit 
dem Donnerkeil. — 

Als er ſich bei dieſen Worten umſieht, lächelt 
Hr. Grabow freundlichſt, was allgemeine Heiterkeit erregt. 
Der Redner vertheidigt die dreljäbrige Dienſtzeit vom 
preußiſchen Standpunkt und wird häufig durch die 
Gegenpartei unterbrochen. Er ſchließt mit den Worten: 
Meine Herren, wir werden bald aus einander gehen, 
ich hoffe, Sie nicht wiederzuſehen! (Allgemeine Heiterkeit.) 

Ihm folgt der Hr. Kriegsminiſter v. Roon: Es 
drängt mich, in dieſer, wie ich glaube, ſehr erniten 
Sache einige ernſte, wenngleich nur wenige Worte 
zu ſagen. 

Es liegen uns zwei Berichte vor, zuſammen von 
120 Quartſeiten; ſie ſind entſtanden, ich will nicht ſagen 
in drei Sitzungen, die die betreffende Commiſſion gehalten 
hat, ſondern in Veranlaſſung dieſer Sitzungen. Sie 
können unmözlich erwarten, daß ich in dem von mir 
beanſpruchten Maße von Zeit mich darauf einlaſſen 
könnte, alles das zu widerlegen, was ich in dieſen ‚Bes 
richten für unrichtig erachte. Ich kann mich daher nur 
auf ganz kurze Erklärungen beſchränken. 

Der vorliegende Bericht, von dem Hrn. Referenten 
mit großer Ausführlichkeit behandelt, befaßt ſich mit einer 
pragmatiſchen Darſtellung der Verhandlungen, welche 
über die Reorganiſationsfrage gepflogen ſindz ferner mit 
einer Darſtellung der nach ſeiner Auffaſſung beſtehenden 
Rechts verhältniſſe über die Verpflichtung zum Kriegedienſte 
und über die Organiſation der Armee. Es ft in dem 
betreffenden Bericht mit Recht mit eigener Ausführlich" 
keit, von der Bedeutung des Prodviſoriums geſprochen 
worden. Erlauben Sie mir, daß ich darauf mit einigen 
Worten zurückkomme, denn ich meine, daß ne darum 
eigentlich der ganze Streit dreht, daß hier der Keim der 
Zerwürfniſſe liegt, welche die gegenwärtige Regierung 
und die Majorität dieſes Hauſes trennen. Wenn ich; 
fage: der Keim dazu, fo will ich damit nicht geſagt 
haben — ich muß mich dagegen ausdrücklich. — 
— daß nicht auch andere Motive vorlägen für die 
Fortſetzung des Streites auf Ihrer Seite. Nach meiner 
Auffaſſung ift es allerdings der Fall, und ich mag nicht 
wiederholen, was ich auch im Schooße der Kom⸗ 
miſſion ausgeſprochen habe — ich mag nicht dleſe 
Vorwürfe wiederholen. Sie werden mich verſtehen. 
Ich will nicht auf die Verhandlungen des Jahres 1862 
zurücktommen, die bei der Gelegenheit der Berathung 
des Militairbudgets ſich ganz weſentlich verbreiteten über 
die Reorganiſationsfrage. Ich will alſo auch nicht 
wiederholen, was ich damals von dieſer Stelle dem Hauſe 
eröffnet habe. Ich muß nur das Eine ſagen, — und 
ich kann es, wenngleich ich Niemand wehe zu thun 
beabſichtige, nicht unterlaſſen auszuſprechen: Ich glaube, 
daß das Haus bei ſeiner Verweigerung des Militair⸗ 
Etats für 1862 in der That einen großen Fehler gemacht 
hat, der die Situation‘ ohne allen Nußen erſchwert 
und die Gegensätze verſchärft hat. Ich glaube, meine 
Herren, nicht bloß ein Theil der Mitwelt, ſondern die 
Majorität der Nachwelt, wenn ſie mit dieſer 
Frage beſchäftigt, wird mir darin beiſtimmen. 
Wäre damals ein verſöhnender Vorſchlag zur 
Geltung gekommen (Widerſpruch), hatte man damals 
von der Regierung verlangt, daß ſie bei dem nächſten 
Zuſammentritt des Landtages Vorſchläge zu machen hätte: 
in Bezug auf die neue geſetzliche Geſtaltung der Militär⸗ 
geſezgebung, und wäre inzwiſchen von dem Haufe: die 
Bewilligung, deren die Mili ärverwaltung bedurfte, die 
Bewilligung der ja zum größten Theil bereits veraus⸗ 
gabten Summen, ausgeſprochen worden — ich glaube, 
es wäre viel nützlicher für das Land und viel erquick⸗ 
licher und erfreulicher für alle Parteien geweſen. Es 


* 


{ft nicht i 

geſchehen. Die Regierung bat dem zuſammen⸗ 
tretenden Landtage dei der erſten Seſſion des Jahres 
1863 eine Geſetzesvorlage gemacht, deren Schickſal jg 


kannt iſt. Es traten bei diefer Gelegenheit zum erſten 


Nale neue Forderungen an die Regierung heran, es wurde 
ein Organiſationsgeſetz, ein Rekrutirungsgeſetz, eine neue 
undwehr-Ordnung verlangt. 
r dieſe Forderungen erklärt, und ich kann nur bei 
dem ſtehen bleiben, was ih damals ſagte. Ich glaube, 
aß die Schwierigkeit der Regelung aller dieſer Fragen 
und der damit zuſammenbängenden Verbältniſſe weſent⸗ 


in dieſem- unſeligen Konflikt zu finden iſt, in dem 


gegenſeitigen Mißtrallen, welches Regierung und Landes. 
vertretung trennt. Ich kann mich bei dieſex Gelegenheit 
unmöglich darauf einlaſſen, mit Ausführlichkeit, Beſtimmt⸗ 
it, Klarbeit die Gründe dieſes Mißtrauens hier zu 
entwickeln. Seitdem das Abgeordnetenhaus deutlich und dent- 
icher zu erkennen gegeben hat, daß es nur ein Ziel ver · 
olgt, nämlich den Sturz der gegenwärtigen Regierung, 
aß es. nur das eine Ziel verfolgt, ſeitdem muß die Regie⸗ 
rung an der Möglichkeit jeder Verftändigung auch über 
lechniſche Fragen verzweifeln. (Widerſpruch.) Ich ſehe 
mit Freuden einige Zeichen des Zweifels auf dieſer Seite 
es Hauſes (links), wenn ich ſage, es gebe keinen ſolchen 
eg. Ich kann verſichern, daß ich dergleichen Zeichen 
fters mit großer Genugthuung wahrgenommen habe und 
auch wahrnehmen werde. Wenn ich aber die Auffaſſung 
babe, daß der gegenwärtigen Staatsregierung auch in 
dieſer Frage um deswillen feindſelig entgegen getreten 
wird, ſo glaube ich, ich habe den lebendigſten Beweis 
dier in der Hand, das ift der Kommiſſions- Bericht, der 
richt, der, wie gejagt, bei aller Vollſtändigkeit, bei 
alem Fleiße, mit der er gearbeitet, doch nicht weniger 
oder mehr als eine Parteiauffaſſung iſt. Der Hr. Ref. 
mag mir das nicht übel nehmen, es iſt ohne Abſicht, 
N mit etwas Verletzendes zu ſagen, ausgeſprochen wor 
en; es liegt das in meiner Auffaſſung, die ja auch, wie 
e aller Menſchen, wie auch die ſeinige, eine irrige 
ein kann. Ich bin alſo gar nicht in der Lage, dem Bericht 
gegenüber das von mir vorgelegte Geſetz vertheidigen zu 
ſſen, ſondern ich bin nur in der Lage, den Stand⸗ 
dunkt zu vertbeidigen, den die Regierung in dieſer gan⸗ 
Frage eingenommen hat, und das babe ich mit den 
orten thun wollen, die ich die Ehre gehabt habe, vor⸗ 
zutragen. Ich kann alſo auch auf die Einzelheiten, in 
welchen die Auffaſſung der Kommiſſion und der Regie- 
ung auseinander geben, mich kaum einlaſſen. Soll ich 
en Punkt der Bene Bie uf Dienſtzeit erneuern? Soll 
darüber eine neue Diskuſſion veranlaſſen? Ich glaube, 
meine Herren, es wäre völlig unfruchtbar. Die Herren 
find mehr oder weniger gebunden durch frühere Vor ⸗ 
gänge, durch früher von Ihnen gemachte Verheißungen, 
hr oder minder. Die Ueberzeugung von der Noth⸗ 
pendigteit der dreijährigen Dienſtzeit oder, ich will mich 
räeiſer ausdrücken, von der geſetzlichen dreijährigen 
enſtzeit gehört zu meinen innerſten Lebens. Ueberzeu⸗ 
ungen gegründet auf eine vierundvierzigjährige Dienſt 
t, und wenn in dieſer Beziehung Autoritäten angeführt 
ſiarden, vor denen ich den allergrößten Reſpekt habe, die 
I für die Möglichkeit einer Verkürzung der Dienſtzeit 
ti egeiprodhen haben, ſo muß ich, um Diefe Autoritäten 
tig zu würdigen, doch bemerken, ſie haben geſprochen 
wich an anderen Zeiten und anderen Verhältniſſen. Ich 
die nur eines einzigen Faktums hier erwähnen. Als 
8 kommandirenden Generale ſich in der Mehrzahl im 
ide 1832 über die Möglichkeit der zweijährigen Dienſt⸗ 
ausſprachen, da lag ihnen nicht die Frage vor: 


lährige einführen? ſondern ihnen lag die Frage vor: 
big ift den Uebelſtänden abzuhelfen, welche ſich aus der 
0 herigen Rekrutirung für unſere ganze Wehrkraft im 
Unf der Zeit herausgeſtellt haben? Als im Jahre 1832 
Obe, Regierung zu der Aufitelung der sogenannten 
die ſervatlonsa mer an der Maas ſchritt, fand ſie weder 
Zahl Steihende Zahl von Reſerven, noch die ausreichende 
ein zoon Landwehrmännern, und damit war mit Recht 
deri. lag gefunden für die Unzuträglichkeit unſerer bis⸗ 
unden Einrichtungen Man hatte ſchon längſt gefühlt 
dir gewußt, daß wir nicht genug Reſerven haben, daß 
* Nicht unſere Landwehr würden aufſtellen können in 
de Stärke, wie es beabſichtigt war, und man hatte des ⸗ 
unden auch ſchon den erſten urſprünglichen Einrichtungen 
danken gemäß das Inſtitut der Landwehr und 


wollen wir die dreijährige Dienſtzeit abſchaffen und die 
e 


Es zeigte ſich jedoch, daß, als man dieſe Rekruten 
weijähriger oder einjähriger Entlaſſung vom Dienfte 
man ne, fie für den Dienft ganz unbrauchbar waren, 
0 mußte alſo um deswillen zu neuen Einrichtungen 
den und in dieſer La d 
Na en neralen verſchiedene Fragen vorgelegt, ſie möchten 

N „ob dieſem Mangel in der, dex, oder, 
den, Git abgebelken werben fönne; ich win Sie mit 
Mey zitnäelbeiten; nicht beläftigen, Es enticied ſich die 
daran für die zweijährige Dienſtzeit. ann! nun 
eit hergeleitet wird ein Hauptbeweis für eine Ziiräge 
ten Si und Wiedereinführbarkeit einer ſolchen abgekürz⸗ 
= ie io muß ge Herren ge daß ich 

e erſt vor eini eit und ſelbſt zu meiner 
ferien Ueberraſchung eine Verfügung des Kriegs-Mini- 
vſunden auß dem Jahre 1835, wenn ich nicht irte, auf. 
deranıcn- habe, in welcher das Kriegs. Miniſterium ſich 
160 gabt deb, an uerdnen, daß kein Bataillon mehr ale 
der auıp Aulanten haben. dürfe. Ja, meine Herren! Zu 
d Na eee rwerbsperhältniſſe noch andere waren, 

riegedienſt ſelbſt noch als ein Exwerbszweig 
ann wurde; indem man dabel an die Möglichten 
dan w. Ze Verſorgung dachte, zu der Zeit konnte 
Gegen wol auch obne Nacktheil dle Dienftzeis: vertürzen. 
Naben wir liegen die Sachen ganz anders, gegenwärtig 
nd jn en cht 60 Kapitulanten beim Bataillon, wir 
zu wa ken anbigt, bei vielen Regimentern die Unteroffiziere 
fte 2 dem dritten Dienitjabre; Leute, die alſo höch⸗ 
den. J e dienen, müſſen ſchon zu Unteroffizieren gemacht 
Nreichen id frage ſie, wenn ſie das dritte Dienfijahr weg ⸗ 

um welche Lage kommt die Militairverwaltung? 


tt, 
naldt⸗ 
dla 


Ich habe mich damals 


f 
der das Inſtitut der Kriegs-Reſerve⸗Rekruten einge⸗ 


wurden den commandiren⸗ 


Schluß der Sitzung 33 Ubr. Nachſte Sitzung 
roman 10 Uhr. Tagesordnung: Fortſetzung der Ve 
ebaite. 8 . 


In welche Lage kommt ein Compagnie Chef, der ohne 
gute Unteroffiziere fi in der Unmöglichkeit befindet, für 
die dienſtliche Ausbildung der Compagnie verantwortlich 
ſein zu können? Ich habe früber die Meinung vertreten, 
und ich habe ſie noch, daß die Regierung, wenn ſie keine 
Verlängerung der. Reſervezeit, überhaupt keine ander⸗ 
weitige Verlängerung der Webrpflicht beabſichtigt, eines 
beſonderen Reorganiſationsgeſetzes gar nicht bedurft hätte. 
Und dieſer Meinung bin ich noch heute, es hätte ſich 
alsdann bloß gehandelt um eine finanzielle Mehrbewilli⸗ 
gung, die dem Lande Seitens der Regierung anzubieten 
war. Ich glaube, meine Herren, daß dieſer Standpunkt 
ein an ſich vollſtändig berechtigter iſt, was auch gegen 
einen ſolchen Standpunkt geſagt werden mag. Die ſoge⸗ 
nannte Reorganiſation iſt ja in der That nichts Anderes, 
als unſere alte Militairverfaſſung, ich möchte ſagen, in: 
einer gewiſſen Multiplikation. (Heiterkeit.) Ich habe 
keinen Anlaß geben wollen mit dieſen Worten, weder zur 
Heiterkeit, noch zur Bemängelung, ſondern ich habe ſagen 
wollen, das Cadreſyſtem, aus dem unſer ſtehendes Heer 
bis zum Jahre 1860 dem Weſen nach allerdings beſtand, 
dieſes Cadreſyſtem iſt vervielfältigt worden, die Zahl 
der Cadres iſt vermehrt worden, um die Mängel zu be⸗ 
ſeitigen, die ſich in den bisherigen Beſchränkungen für 
die Kriegs Bereitſchaft und Streitbarkeit der Armee 
ergeben hatten. 

Es iſt die Verlängerung der Reſervepflicht im Jahre 
1860 verlangt worden um 4 Jahre; ſpäter hat ſich die 
Regierung ſelbſt herabgeboten bis auf zwei Jahre und 
iſt damit bei einem Minimum angekommen, über welches 
ſie nicht hinaus kann, ſo lange von der Landesvertretung 
oder von irgend einer berechtigten Seite her begründete 
Zweifel gegen die Auffaſſung der Regierung über das 
Geſetz vom 3. September 1814 beſtehen; das iſt es 
erade, um welches ſich die Diskuſſion auch nach dem 
Berichte mit Ausführlichkeit dreht. 

Der Herr Berichterſtatter meint, daß die Regierung 
gar nicht anders könne, ſie müſſe ihre Einrichtungen ſo 
treffen, daß die Bataillone zu 1000 Mann formirt wer- 
den könnten. Wenn das nicht wäre, fo würde ja aller- 
dings eine 2 jährige Reſervezeit vollſtändig ausreichen, 
und die Bataillone würden ohne Heranziehung der Land- 
wehr zu 800 M. formirt werden können, das ergiebt 
eine einfache Berechnung. Der Hr. Referent iſt der 
Meinung, daß das nicht in der Befugniß der Regierung 
liege, geſetzliche Beſtimmungen dadurch zu ändern, daß 
man ihre Ausführung ruhen ließe, — ich glaube ſo von 
ſeinen Ausdrucksweiſen; — ich muß bemerken, daß 
ich ſchon in der Kommiſſion die Ehre gehabt habe, 
mit ihm einige Worte darüber zu wechſeln und meine 
abweichende Anſicht zu konſtatiren. 

Ich habe keine Veranlaſſung, die ganze Materie, die in 
dem Berichte mit großer Ausführlichkeit vorgetragen iſt, 
weshalb er auch im Einzelnen zu Korrekturen und Be⸗ 
richtigungen Veranlaſſung giebt, hier zu reproduciren. 
Ich kann nur darauf zurückkommen, der Standpunkt 
der Regierung iſt im Weſentlichen, wie der Bericht auch 
ſagt, allerdings der alte. Die Regierung würde einen 
andern Standpunkt einnehmen können, wenn ſie andere 
Wahrnehmungen zu machen Gelegenheit gehabt hätte. 
Die Regierung muß alſo. auf dem Standpunkt ſtehen 
bleiben, daß die Reorganiſation der Aimee, keineswegs 
von ihr ausgeführt worden iſt, um dem Landtage irgend 
ein ihm zuſtehendes Recht zu verkümmern, daß aber die 
Reorganiſation, nachdem ſie einmal ausgeführt worden 
heute — den Berbältniffen gegenüber — unmöglich weichen 
kann vor einer Auffaſſung, die lediglich eine einſeitige 
ift, vor einer Auffaſſung über die geſetzlichen Beftim- 
mungen, welche unſerer ganzen Kriegsverfaſſung zu 
Grunde liegen. Das babe ich den Herren nur ſagen wollen 
ich behalte mir vor, wenn Veranlaſſung ſein ſollte, mich 
weiter zu äußern. 

Waldeck: Die Ausführungen des. Kriegs⸗ 
miniſters, deren ruhiger und gemeſſener Ton ihn gefreut, 
ſollen die Staatsregierung beſonders gegen den Vorwur 
der mala fides verwahren, allein wenn man 1862 für 
definitiv erkläre, was 1880 blos für proviſoriſch galt, 
da könne kein „guter Glaube“ ſein. Die Regierung 
habe kein Geſetz v und. dadurch. das... Haus ge⸗ 
zwungen, ſich allein auf ſein Budgetrecht zu ftellen, und 
wenn von jener Seite immer nur wiederholt werde, da 
ſei nichts mehr zu ändern, ſo trage die Regierung auch 
allein die Schuld an der Verſchärfung des Konfliktes; 
denn das Haus ſei, wie allgemein anerkannt, mit der 
äußerſten Nachſicht zu Werke gegangen. Die von der, 
Kommiſſion beantragte Ablehnung bilde den Grundſtein 
für alle Vota dieſer Woche; hier liege der eigentliche 
Grund für alle Conflikte. Das Land müſſe erſt die 
Ueberzeugnng gewinnen, daß feine Vertreter früher die 
Koſten der Reorganiſation geſtrichen haben, weil fie fie 
für lich gebalten baben, denn ſolche Armee, | 
wie die Regierung fie. fordere, ſei nux geeignet, Gabi. 
net. und Scheinkriege zu führen. Redner wendet ſich 
hierauf gegen die „verdammlichen“ Kriege, wie der Im ⸗ 
perator in Flankreich ſie führe. weift warnend auf Puebla 
und Merito hin, wo nur das rohe Soldatenthum ge. 
waltet habe, und richtet einen anerkennenden Blick über 
den Ocean hinaus, wo ein Krieg im Jutereſſe der Ci⸗ 
viliſatten geführt werde“ „Wir aber“ ſchließt Redner, 
„wollen bie Grinnerung an das Sabr 1813 aufrecht erbal⸗ 
ten, wir wollen uns unſere tüchtige..Heeresorganifation 
erhalten und deshalb können wir der Regierungs⸗Vor⸗ 
lage nicht zuſtimmen. 5 

Ein eingebrachter Schlußantrag wird verworfen und 
auf, Wunſch des Abg. Grafen Schwerin die Vertagung 
der Debatte angenommen., 

Abg. Wan trup entgegnet in einer perſönlichen 
Bemerkung dem Abgeordneten Stavenhagen, daß er es 
zwar nicht bis zum General, ſondern nur bis zum Pre- 
mierlieutenant gebracht babe, aber dennoch glaube, fähig 
und berechtigt zu fein, feine Meinung in dieſer Scage 
auszusprechen. Was feine Anſicht über die Stellvertre- 
tung betreffe, ſo ſei dieſe nicht durch Rückſicht auf ſeine 
Wähler, die Mennoniten, begründet. 


Ber lin, 26. Januar. 


— Der preußiſche Wirkl. Geh. Obermedizinalrath 
Dr. Joh. Lucas Schönlein iſt am 23. d., Abends, 
in ſeiner Vaterſtadt Bamberg am Schlagfluß geſtorben. 


— Am Sonnabend Abend fand hier eine zahlreich beſuchte 
Verſammlung von conſervativen Geſinnungsgenoſſen ſtatt. 
Der Anziehungspunkt war zweifelsohne die auf, das Pro- 
gramm geſetzte „Rede des Abgeordneten, Regierungs- und 
Schulrath Dr. Wantrup.“ Die Sitzung des Abgeordneten- 
hauſes — ſo ließ ſich ungefähr der Redner vernehmen — 
habe Gott Lob! nun mehr (d. h. nach der Ablehnung der 
Anleihe) die längſte Zeit gedauert, ihr Schluß werde heute 
oder morgen erfolgen. Und es wäre. wahrlich hohe Zeit 
geweſen, den „Brand Reden“ der Demokraten ein Ziel zu 
ſtecken, ſollte nicht all' und jeder „Reſpeet vor der Obrigkeit“ 
untergraben werden. Preußen ſei nur glücklich und beruhigt, 
wenn „dieſes“ Haus nicht beiſammen wäre; es ſei eine wahre 
„Beunruhigungskommſſion!“ Der Frevel, den die demokra⸗ 
tiſche Majorität des Hauſes getrieben, ſei ſchließlich doch zu 
arg geworden. Denn was ſolle man dazu ſagen, daß bei 
der Verleſung des letzten königlichen Antwortſchreibens auf 
die Adreſſe des Hauſes jene Majorität ſtatt heiligen, Ernft 
„demokratiſche Heiterkeit“ an den Tag gelegt?! Die ſchlau 
auf das Tapet gebrachte „Budgetfrage“ ſei weiter nichts als 
ein Mittel zur Verführung des Landes, im Grunde lägen 
ganz andere Tendenzen dahinter. Man wiſſe zu gut, daß 
jeder Menſch nicht allein Geld kenne, ſondern ſich auch dafür 
lebhaft intereſſire; daher der ſchlaue' Coup mit dem 
Budget! Nicht die Budgetfrage ſei der Demokratie das 
„punctum saliens,“ nein, die Armee Organiſation bilde das 
Ziel, wohin ſie ſteuere, d. h. das Heer ſolle „demokratiſirt“ 
werden. An dieſem „kühnen Griff in die Bayonnete“ ginge 
aber das Abgeordnetenhaus zu Grunde, „wiſſe doch ſchon 
jedes Kind, daß ſich auf Bayonneten ſchwer ſitzen laſſe!“ 
Die Verfaſſung beſage nun zwar klar und deutlich, der 
König ſei oberſter Kriegsherr; wie faſſe dieſen Satz 
aber die Demokratie im Abgeordnetenhauſe auf? Der 
König ſei es, wenn fie (die Demokratie) es aller- 
gnädigſt erlaube“! Der König habe nach der Verfaſſung 
die Offiziere zu ernennen; aber — mit der „allergnädigſten 
Erlaubniß“ des Abgeordnetenhauſes u. ſ. f. Das ginge 
denn doch am Ende nicht länger ſo. Wer zu viel wolle, 
bekomme gar nichts; da mau dem Hauſe den kleinen Finger 
geboten, packe es gleich nach der ganzen Hand; aber das 
Haus vergäße daß — man den kleinen Finger auch zurück. 
ziehen könne! Und der König habe ihn bekanntlich ſchon 
zurückgezogen! — — Beim Ausgange des Königs aus dem 
hieſigen Dome (nach der kirchlichen Feier der Eröffnung 
dieſes Landtages) habe er vom Volke kein Hoch erhalten, 
aber die Abgeordneten deſto mehr! Das ſeien betrübende 
Zeichen der Zeit: 0 tempora, o mores! „König Wilhelm 
ſterbe, aber der König von Preußen ſterbe nie!“ Er habe 
das ihm von Gott anvertraute theure „Fideikommiß“ zu 
bewahren, ſich nichts abdingen zu laſſen, ſondern ungeſchmä⸗ 
lert an ſeine Nachfolger zu übergeben. Daher ſeine könig⸗ 
lichen Rechte! Dieſe könnten durch keine Verfaſſung, am 
wenigſten durch die von König Friedrich Wilhelm IV. „ſehr 
übereilt“ gegebene Verfaſſungsurkunde vom 5. Decbr. 1848, 
beeinträchtigt werden. Dieſelbe ſei bekanntlich aus der bel 
giſchen Verfaſſung abgeſchrieben, das zeige ein einziger ver⸗ 
gleichender Blick. Belgien und Preußen! Velgien mit 
ſeinem „importirten“ Könige, Preußen dagegen mit ſeinem 
durch Gottes Gnade angeſtammten Hohenzollernhauſe! Wo 
läge da wohl eine Aehnlichkeit?! Welche Diſſonauz im 
Reiche der Sphären! Man mache es dem Könige zum Vor, 
wurfe, daß er zu ſeiner Umgebung, zu ſeinem Umgange den 
Adel oder vielmehr das „Junkerthüm“ wähle, und ſchreie 
über die Vorrechte des Adels. Was hätte denn der Adel 
in Preußen für Vorrechte? Keine! Höchſteus könne man 
hierzu die „Hofehre“, de h. das Recht zählen, Kammerherr 
zu werden. Könne man es aber dem Könige verargen, daß 
er mit Denjenigen umgehe, die bereits ſeit Jahrhunderten; 
den Umgang ſeiner Vorfahren bildeten?! Gingen wir 
Bürgerlichen ja doch auch lieber mit Bürgerlichen, als mit 
Adelichen um, und Niemand verarge uns das. „Oder könne 
etwa der Adeliche dafür, daß er adelich geboren ſei und das 
Wörtchen „von“ führen müſſe?“ — — Die Rede wurde 
mit ſtürmiſchem Beifall aufgenommen. 

Wien. Das 6. öſterreichiſche Armeecorps, 
welches 20,000 Mann ſtark unter dem Befehle des 
Feldmarſchall⸗Lieutenants von Gablentz an die Eider 
rückt, ift, auf dem Wege über Breslau, wo die erſten 

üge am Sonntag eintrafen, und über Berlin nach, 

amburg begriffen. Die Brigade Gondrecourt, welche 
in der Stärke von 5000 Mann die Reſerve der 
ſächſiſch⸗hannoverſchen Bundesexecutionstruppen bildet 
und in Hamburg ſtationirte, rückt als Avantgarde des 
öſterreichiſchen Armeecorps nach Schleswig ab. So- 
mit beläuft ſich die Geſammtzahl der Truppen, welche 
Oeſterreich entſendet, auf 25,000 Mann. Feldmar- 
ſchall⸗Lieutenant Gablenz, wird mehrere Tage in 
Berlin verweilen, um dafelbſt den Operationsplan 
feſtzuſtellen. Von dem Planef in Berlin eine Revue 
über vie öſterreichiſchen Truppen abhalten zu laſſen, 
iſt man abgekommen, Die nach Schleswig beſtimmten 
öſterreichiſchen Truppen ſind:⸗ 12 Bataillone Infan- 
terie; dann je vier Escadronen Huſaren und Dra⸗ 
goner, ſämmtlich ſammt dem betreffenden Regiments⸗ 
ſtab; 3 Jägerbataillone; 3 vierpfündige und 2 acht- 
pfündige Fußbatterien des 1. Artillerieregiments; 
1 Bionier- u. eine halbe Geniecompagnie; 1½ Brü⸗ 
ckenequipagen, 2½ Kriegstransports⸗Escadronen, 
1% Sanitäts Compagnie und die entſprechenden 


Train⸗Munitions⸗ und Parkcolonnen. Im Ganzen 
beſteht das öſterreichiſche Armeecorps (die Brigade 
Gondrecourt nicht mitgerechnet) aus 693. Dificieren, 
19,885 Unterofficieren und Gemeinen mit 4979 
Pferden. 

Lübeck, 20. Jan. Heute früh hat ſämmtliches 
preußiſche Militair unſere Stadt verlaſſen. Die ganze 
Brigade, die theils in der Stadt, theils im hieſigen 
Gebiete und mit einem Theile der Artillerie und 
Cavallerie auch im benachbarten Fürſtenthum Lübeck 
einquartiert war, wird ſich heute Abend in und um 
Plön wieder vereinigen. Den ausmarſchirten Trup⸗ 
pen darf man nachrühmen, daß ſie ſich während ihres 
vierwöchentlichen Aufenthalts hieſelbſt muſterhaft betra- 
gen haben und daß ſie ſelbſt ſich nicht minder wohl 
in Lübeck gefühlt haben, ergiebt ein geſtern Abend 
veröffentlichter Erlaß des Höchſtkommandirenden dieſer 
Brigade, des Generals Fehrn. v. Cannſtein, worin 
der Stadt Lübeck beim Abſchiede für die gaſtfreie 
Aufnahme ein herzlicher Dank ausgeſprochen wurde. 
Bald nach Abmarſch der Truppen kam der Prinz 
Friedrich Carl als Commandeur des 3. Armeecorps 
hier an und mit ihm der Prinz Albrecht. Wie es 
heißt, folgt der Prinz mit ſämmtlichem Gefolge ſchon 
morgen den voraufgegangenen Truppen, um ſie noch 
bei Plön zu muſtern. 


Lokales und Provinzielles. 


Danzig, den 27. Januar. 


[Stadt Verordnetenſitzung vo m 26. Jan.] 
Vorſitzender: Herr Th. Biſchoff; Magiſtrats⸗Commiſſarien: 
Hr. Bürgermeifter Dr. Linz, Hr. Kämmerer Strauß, 
Hr. Stadtrath Lad wig und Hr. Stadtbaurath Licht. 
Das Protokoll der vorigen Sitzung wird verleſen und 
angenommen. Zu Mitredactoren des neuen Protokolls 
werden die Herren Seeger, Stattmiller und Steffens 
ernannt. Ein nach der Publication der Tagesordnung 
eingebrachter Antrag des Magiſtrats, dahingehend, das 
Project für den Neubau der Milchkannenbrücke 
in der Weiſe zu ändern, daß durch denſelben eine Sen» 
kung der Brücke von 53 Fuß im Ganzen herbeigeführt 
werde, wird als ein dringlicher anerkannt und vor Be⸗ 
ginn der Tagesordnung berathen. Nach einer längeren 
Diskuſſion wird der Antrag von der Verſammlung ac» 
ceptit. Die Tagesordnung beginnt, indem der Herr 
Vorſitzende den Inhalt eines eingegangenen Dankſchrei⸗ 
vens mittheilt. Dann zeigt er an, daß der Betriebsbe⸗ 
richt der Gasanſtalt pro Monat Dezember v. J. einge⸗ 
gangen und derſelbe im Bureau zur Kenntnißnahme für 
die Mitglieder der Verſammlung ausgelegt werden ſoll. 
Dem Berichte zufolge brennen jetzt 9773 Flammen. 
Nachdem die Verſammlung die Niederſchlagung einer 
Summe Standgeld und eine andere von Holzſtrafgeldern 
bewilligt hat, wählt ſie zu Bürger⸗Mitgliedern für die 
Kreis-Erſatz-Commiſſion die Herren Caß, R. H. Panzer, 
Pape und Matzko, zu deren Stellvertretern die Herren 
L. M. Köhne, W. Wirthſchaft, F. Nieſe und R. Gerlach. 
Hierauf theilt der Herr Vorſitzende mit, daß einem ein⸗ 
gegangenen Schreiben zufolge Se. Majeſtät der König 
die Genehmigung für den Bau der Belgard⸗Dirſchauer 
Eiſenbahn ertheilt habe. In Betreff eines Geſuchs um 
Erlaubniß zur Anlegung einer Ausgangsthür nach der 
Waſſerſeite aus dem Grundſtück Fiſchmarkt 25 wird be⸗ 
ſchloſſen, daſſelbe dem Magiſtrat zur Erledigung zu über⸗ 
weiſen. Ein Geſuch des Schul- und Ortsvorſtandes von 
Weichſelmünde um Bewilligung von 375 Thlrn. zum 
Schulbau daſelbſt wird abgelehnt. Bewilligt dagegen 
werden: 107 Thlr. 18 Sgr. 9 Pf. zu Einrichtungs- 
koſten einer Laterne am kleinen Mauergang und 10 Thlr' 
als jährliche Beleuchtungskoſten für dieſelbe, 60 Thlr. 
zur Beſchaffung von Utenſilien für die Schulklaſſe in der 
Baumgart'ſchen Gaſſe u. ſ. w. Nachdem noch mehrere 
Vorlagen ihre Erledigung gefunden, erfolgt mit dem 
Vottrag von Berichten der Rechnungs⸗Abnahme⸗Com ; 
miffion und der Etats» Reviſions⸗Commiſſion der 
Schluß der Sitzung nach 6 Uhr. 


— Die Vorleſung, welche Herr Prediger Röckner 
über RenansWerk: „dasdeben Jeſu“ geſtern hielt, war zahl ⸗ 
reich beſucht. Aus der ganzen Vorleſung ging hervor, 
daß ſich Herr Röckner mit dem fo viel Aufſehen erregenden 
Werk des franzöſiſchen Schriftſtellerz ſehr fleißig und 
gründlich beſchäftigt hat. Die Zuhörer wurden denn 
auch über deu Character deſſelben in einer durchaus be⸗ 
friedigenden Weiſe belehrt und davon überzeugt, daß dies 
Werk nicht auf dem Boden der philoſopbiſchen Specula⸗ 
tion erwachſen, vielmehr nur aus den oberflächlichen 
Anſchauungen und leichtfertigen Raiſonnements zuſam⸗ 
men geſetzt iſt, durch welche die franzöſiſchen Gelehrten 
auf einem derartigen Gebiet zwar oftmals augenblickliche 
Gefolge erringen, aber in eulturhiſtoriſcher Beziehung 
ihren Namen nur in Waſſer ſchreiben. 


— Der Verwaltungsbericht des hieſigen Magiſtrats für 
das Jahr 1862/63 iſt im Druck erſchienen. 


— Das heute in der Stadt courſirende Gerücht, daß unter 
der Hohen Thorbrücke der zerſtückelte Leichnam einer jungen 
weiblichen Perſon gefunden worden ſei, iſt nach den von 
uns eingezogenen Erkundigungen vollſtändig unbegründet. 
Das Ganze beruht wahrſcheinlich darauf, daß bei Aufgang 
des Eiſes im Stadtgraben der Kadaver eines Hundes ſichtbar 
geworden. 


— In Marienburg iſt in einem gewölbten Keller, der mit 
Brennmaterialien angefüllt war, ein Feuer entſtanden, welches 
man nach 12ſtündigen Bemühungen nicht zu löſchen im 
Stande geweſen, weßhalb man dork den Wunſch gehabt haben 
ſoll, daß eine Abtheilung unſerer Feuerwehr die bewährte 
Hilfe bringen möchte. - 


Tragödie an die Seite ſtellen. 
Abends bildete das warm empfundene Spiel des Fräul. 
Krüger (Julia), das ſelbſt verwöhnten Anſprüchen 
Genüge leiſten konnte. Frl. Krüger hat uns auch am 
Freitag in der Emilia bewieſen, daß ſie Ausgezeichnetes 
leiſtet, ſobald fie ſich in ihrem Elemente fühlt. Daneben 
können indeß Frau Woiſch (Gräfin Capulet) und 
Frau Hirſch (Juliens Amme) mit Ehren genanut 
werden. 
Schwung. 
als Graf Capulet war ſehr anerkennenswerth. 
den übrigen Darſtellern heben wir noch Hrn. Emil 
Fiſcher⸗Achten als Tybalt und Hrn. Grauert 
(Bruder Lorenzo) rühmend hervor. Letzterer wußte ſich 
in die ihm wenig paſſende Rolle trefflich zu finden. 


—— —— —äĩ œ )— — 
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Meteorologiſche Beobachtungen. 


Stadt⸗Theater. 


1 Die Kritik thut manchmal wobl daran, ſich auf 
den Standpunkt eines der Chroniſten des Mittelalters zu 
ſtellen, welche die Thatſachen für ſich ſprechen ließen und 
nur unweſentliche Randgloſſen machten. Wenn wir das 
leere Haus am letzten Freitag, am Leſſingſchen Geburtd- 
tag, wo wir „Emilia Galotti“ zu ſehen Gelegenheit hatten, 
irgend einem äußern Umſtände zuſchreiben wollten, ſo 
würden wir ebenſo irre gehen, wie wenn wir die wieder 
beträchtlich gefüllten Reihen bei der neunten Auffüh- 
rung der Poſſe „Pech⸗Schulze“ nur dem Sonntag anrech⸗ 
neten. O0 tempora, o mores! Die Leere im einen und 
die Fülle im andern Falle ſind eben „Zeichen der Zeit.“ 
Leſſings Emilia Galotti, von der einer unſrer geachtetſten, 
wenn auch weniger geleſenen Theaterhiſtoriker ſagt: es 
ſei das Stück „entſprungen der Verſchmelzung Shatipeare'- 
ſcher Kraft und Wahrheit, verbunden mit griechiſcher 
Anmuth und Milde“, — bedarf einer Art Schutzbriefs, 
um ſich vor dem Publikum zu zeigen — es iſt Leſſings 
Geburtstag. Und Pech⸗Schulze braucht nur den Kopf 
in die Scene zu ſtecken, ſo jauchzt ihm Alles zu. Es 
iſt noch ſo, wie es in dem bekannten Vorſpiele heißt: 

„Euch iſt bekannt, was wir bedürfen, 

Wir wollen ſtark Getränke ſchlürfen.“ 
Und dennoch haben wir ſelbſt ſchon einen ſo verderbten 
Geſchmack, daß uns die Poſſe auch bei ihrer neunten Auf- 
führung am vergangenen Sonntag nicht mißfallen hat. 
Die Darſtellung war wieder recht gut, kleine Störungen 
abgerechnet. So wird „Pechſchulze“ in der Folge noch 
mehrere Male recht volle Häuſer geben. Das wird eine 
Thatſache fein, zu welcher wir keine Bemerkungen hinzu 
fügen. — Weniger ſcheint die Novität „500,000 Teufel“ 
zu ziehen, welche indeß der farbigen, an die Wiener 
Zauberſtücke erinnernden Ausſtattung wegen, für ein 
jüngeres Publikum manchen Reiz bieten möchte. — Wir 
gehen nunmehr zu der Beurtheilung des geſtrigen Stücks, 
des Trauerſpiels Romeo und Julia, über. Es 
läßt ſich daſſelbe auch in Rückſicht der Aufnahme von 
Seiten der Thegterbeſucher, der beregten Leſſingſchen 
Den Glanzpunkt des 


Stadt- Theater zu Danzig. 


Donnerftag, den 28. Jan. (4. Abonnement No, 20.) 
Die Lady in Trauer. Schauſpiel in 5 Abtheilungen 
von Trauen. 


Freitag, den 29. Januar. (Abonnement suspendu.) 
Benefiz des Herrn Funk. Der Wildſchütz⸗ 
Komiſche Oper in 3 Akten von Lortzing. Vorber: 
Zum erſten Male: Ein Wort an den Minifter+ 
Luſtſpiel in 1 Akt von A. Langer. 


Apollo-Saal. 
Heute Abend 


Eutſtehung d. Erde 
und London. 


— Dionnerſtag: 
Auf Wunſch noch einmal!! 
Franklins 


tragiſches Schickſal im Eismeer. 
Zuvor: Natur- und Reiſebilder, 


betreffend das Menſchen- und Thierleben im Norden. 
Zum Schluß: Brillante Dissolving views, 
Anfang 7 Uhr. Entree: 10, 6 und 3 Sgr. 
Freitag: Der Mond. Rom's Prachtbauten. 
eee eee 


Am 24. d. Mts. Abends 10% Uhr entſchlief 
hier nach kurzem Krankenlager, aber ſchweren 
Leiden in Folge einer Bauchfellentzündung 


der Königliche Ingenieur Lieutenant 


Albrecht. 


Das Corps verliert in ihm einen tüchtigen, 
durch Eifer, Pflichttreue und Fähigkeiten gleich 
ausgezeichneten Offizier und ſeine Kameraden 
betrauern in dem Hinſcheiden deſſelben den 
Verluſt eines Gefährten, der durch ſeine liebens⸗ 
würdigen Eigenſchaften, durch ſeinen ehrenwerthen 
und feſten Character die Liebe und Achtung 
Aller ſich erworben hatte. Ehre ſeinem Andenken, 
Friede feiner Aſche. — 

Danzig, den 25. Januar 1864. 

Die Offiziere des Ingenieur⸗Corps 

der Garniſon Danzig. 


Den Romeo gab Herr Droberg mit vielem 
Auch die Leiſtung des Hrn. Schönleiter 
Unter 


Schiffs-Bapport aus Ueufahrwaſſer. 


Angekommen am 27. Januar: 
2 Dampfſchiffe und 3 Segelſchiffe m. Ballaſt. 
Im Ankommen: 2 Schiffe. Wind: WNW. 


Börfen-Verkänfe zu Danzig am 27. Januar. 

Weizen, 70 Laſt, 134pfd. fl. 422; 132 pfd. fl. 385,395,420; 
131pfd. fl. 3775, 3824, 405; 130pfd. fl. 380, 385; 
126pfd. fl. 370 Alles pr. 85pfd. 

Roggen, 114pfd. fl. 201; 116pfd. fl. 204; 123 bis 
124pfd. fl. 216; 126pfd. fl. 219; 127pfd. fl. 222; 127 
bis 128pid. fl 2235 pr. 81% reſp. 125pfd. 

Gerſte, große, 115pfd. fl. 195. 

do. 111pfd, fl. 180 pr. 75pfd. mit Geruch. 
Weiße Erbſen fl. 210, 228, 246. 


ECC ZEN 
1600 Thlr. werden zur 1. Stelle 
auf ein neues Mühlen-Grundſtück 
mit / Hufen Land, abgeſchätzt auf 
4800 Thlr. im kleinen Marien: 
burger Werder geſucht. Auskunft 


44 339 „2 W. „bewölkt. ; 
2 4 380 T 21 Im. hem, bel u. bead Frauengaſſe 11. eine Treppe hoch. 
2 89858 | + 25 Im du do —ñö0:f — 
Danffagung: 


F SGS EEE 
Alle Arten Thiere werden nach 


„wie vor ſtets Poggenpfuhl No. 37 zum 
Ausſtopfen angenommen. 


SS rer 


Frischen strachaner Caviar 
erhielt und empfiehlt Mobert Hoppe · 


Ein ſchönes großes herrſchaftliches 


Grundſtück, Rechtſtadt — mit großem 

Hofraum, Remiſe, Stallung, Thor -Ein“ 

fahrt ꝛc. iſt aus freier Hand bei 4000 Thalet 

Anzahlung an Selbſtkäufer zu verkaufen. Näher 
beim Apotheker Herrn 

Cuno Fritzen, 


Breitgaſſe 43, 1 Treppe. 
Mittags 12 — 2 Uhr. 


= Gefangbücher, 4 


Pathenbriefe, Tanf: und Hochzeits“ 
Einladungen, Gratulationskarten und dergl. 
Geſchenke empfiehlt in größter Auswahl 

J. L. Preuss, Portechaiſengaſſe 3. 

NB. Neparaturen, Garnituren w , 
Bücher-Einbände ſchnell und billig · 


Der ſo unerwartet am Grabe meiner Gattin 
gebrachte Geſang verpflichtet mich gegen die mir 
perſönlich zum größten Theil unbekannten Herren Sänger 
zum öffentlichen Danke und gereichte mir neben der 
erhebenden Grabrede des Herrn Diviſtons Prediger 
Dr. Krüger zum Troſte und den vielen Tugenden 
der Hingeſchiedenen zum ewigen Gedächtniß. 

Lange, Grenz Aufſeher. 


D große Appell zur Feier des Königl. Aufruſes 
von 1813 findet im Haufe Brodbänkengaſſe 44. 
am 3. Februar 1864, Mittags 1 Uhr, 

ſtatt. Danzig, den 14. Januar 1864. 
Der Stab der Danziger Compagnie 
Preußiſcher Vaterlandsvertheidiger von 1813 — 15. 


Königl. Pr. Lotterie. 
Pr Loos-⸗Antheile zur 129ſten Lotterie 
in / (Thlr. 1., größere Antheile nach Ber⸗ 
SEN hältniß) Ygo, Yız, Yıor e, Val ſ. w. 
habe ich 12 65 i 


einige zum Verſand übrig. 

.A. Kaselow, Stettin. 
NB. Außer den 150,000 Thlr. und 

50,000 Thlr. Gewinn, welche jetzt in kurzer Zeit 

auf von mir überlaſſene Loos Antheile fielen, brachte 

die letzte Lotterie wiederum den dritten Hauptgewinn 

von 50,000 Thlr. 


Verantwortliche Redaktion, Druck und Verlag von Edwin Groening in Danzig. 


a 


